
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 11. Dezember 2017 

 
 

Mandantenbrief Dezember 2017 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Neue Entwicklungen bei eigenkapitalersetzenden Darlehen 
 
Einkommensteuer 
 

· Abgrenzung eines häuslichen Arbeitszimmers von einer Betriebsstätte 

· Ausnahme bei den anschaffungsnahen Herstellungskosten 
 

Lohn und Gehalt 

· Ehrenamtliche Tätigkeiten nicht sozialversicherungspflichtig 
 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung November 2017 und Dezember 2017 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.11.20171 11.12.20171 
Umsatzsteuer 10.11.20172 11.12.20173 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

entfällt 11.12.2017 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 11.12.2017 
Ende der Schonfrist  Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck5 

13.11.2017 14.12.2017 

07.11.2017 08.12.2017 

Gewerbesteuer 15.11.2017 entfällt 
Grundsteuer 15.11.2017 entfällt 
Ende der Schonfrist  Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck5 

20.11.2017 entfällt 

10.11.2017 entfällt 

Sozialversicherung6 28.11.2017 27.12.2017 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 

Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.11.2017/21.12.2017) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten 
sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Allgemein 
Neue Entwicklungen bei eigenkapitalersetzenden Darlehen 
Der Bundesfinanzhof hat seine langjährige Rechtsprechung zu eigenkapitalersetzenden Finanzie-
rungshilfen geändert. Hintergrund: Mit Aufhebung des Eigenkapitalersatzrechts ist die gesetzliche 
Grundlage entfallen, bei Aufwendungen eines Gesellschafters aus eigenkapitalersetzenden Finanzie-
rungshilfen nachträgliche Anschaffungskosten annehmen zu können. Wird ein Gesellschafter im In-
solvenzverfahren als Bürge für Verbindlichkeiten der Gesellschaft in Anspruch genommen, führt das 
nicht mehr zu nachträglichen Anschaffungskosten auf seine Beteiligung. Diese Entscheidung kann 
große Auswirkungen auf die Gesellschafterfremdfinanzierung von Kapitalgesellschaften haben. 
Im entschiedenen Fall hatte ein Alleingesellschafter im Jahr 2010 Bürgschaften für die Bankverbind-
lichkeiten seiner GmbH übernommen. Nachdem die GmbH Insolvenz anmeldete, wurde er von der 
Bank aus den Bürgschaften in Anspruch genommen. Sein Regressanspruch gegen die insolvente 
GmbH führte nicht zum Erfolg. Daher beantragte er die steuerliche Berücksichtigung seiner in diesem 
Zusammenhang geleisteten Zahlungen als nachträgliche Anschaffungskosten, die seinen Auflösungs-
verlust entsprechend erhöhten. Das Finanzamt lehnte die Berücksichtigung der Aufwendungen aus 
der Inanspruchnahme der geleisteten Bürgschaften ab. 
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs sind mit Aufhebung des Eigenkapitalersatzrechts neue Maß-
stäbe für die steuerliche Berücksichtigung von Aufwendungen des Gesellschafters aus bisher eigen-
kapitalersetzenden Finanzierungshilfen zu entwickeln. Nachträgliche Anschaffungskosten sind dem-
nach nur noch sehr eingeschränkt entsprechend der handelsrechtlichen Definition anzuerkennen. 
Der Bundesfinanzhof hat jedoch einen Vertrauensschutz geschaffen. Demnach gilt seine bisherige 
Rechtsprechung weiter, wenn ein Gesellschafter seine eigenkapitalersetzenden Finanzierungshilfen 
bis zum Tag der Veröffentlichung des Urteils am 27. September 2017 geleistet hat oder wenn seine 
Finanzierungshilfe bis zu diesem Tag eigenkapitalersetzend geworden ist. 
 

Einkommensteuer 

Abgrenzung eines häuslichen Arbeitszimmers von einer Betriebsstätte 
Werden betrieblich genutzte Räume in die häusliche Sphäre eingebunden, sind sie nur dann als Be-
triebsstätte anzuerkennen, wenn sie nach außen erkennbar für einen intensiven und dauerhaften Pub-
likumsverkehr vorgesehen sind, so entschied der Bundesfinanzhof. 
Im vorliegenden Fall hatte ein Versicherungsmakler für seine Tätigkeit im Obergeschoss des Hauses 
seiner Töchter, in welchem er auch wohnte, einen Büroraum mit davor liegendem Flurbereich und 
einer Gästetoilette angemietet. Die darauf entfallenden Aufwendungen machte er in voller Höhe als 
Betriebsausgaben geltend. Das Finanzamt qualifizierte die Räume als häusliches Arbeitszimmer und 
lehnte den Betriebsausgabenabzug ab. 
Das Gericht folgte der Auffassung des Finanzamts. Bei der Eingliederung der betrieblich genutzten 
Räume in den Wohnbereich fehlte es an der nach außen erkennbaren Widmung für den Publikums-
verkehr. 

Ausnahme bei den anschaffungsnahen Herstellungskosten 
Wer ein Gebäude anschafft, kann innerhalb der ersten drei Jahre größere Aufwendungen zur Beseiti-
gung von Mängeln nur dann sofort als Werbungskosten absetzen, wenn diese nicht über 15 % der 
Anschaffungskosten des Gebäudes liegen. Höhere Instandhaltungskosten führen zu anschaffungsna-
hen Herstellungskosten, die sich nur über die Abschreibung des Gebäudes steuermindernd auswir-
ken. 
Von diesem Grundsatz gibt es allerdings eine Ausnahme: Aufwendungen zur Beseitigung eines Sub-
stanzschadens, der erst nach Anschaffung einer vermieteten Immobilie durch schuldhaftes Handeln 
des Mieters verursacht wurde, können als Werbungskosten sofort abziehbar sein. Das hat der Bun-
desfinanzhof in einem Fall entschieden, in dem sich die angeschaffte Eigentumswohnung zum Zeit-
punkt des Übergangs von Nutzen und Lasten in einem mangelfreien Zustand befand. 
Erst nach der Anschaffung begannen die Probleme. Die Mieterin verweigerte die Zahlung fälliger Ne-
benkosten, woraufhin die neue Eigentümerin das Mietverhältnis kündigte. Anschließend stellte sie 
erhebliche von der Mieterin verursachte Schäden, wie eingeschlagene Scheiben an Türen, Schimmel 
an Wänden und zerstörte Bodenfliesen, fest. Ein nicht gemeldeter Rohrbruch im Badezimmer verur-
sachte hohe Folgeschäden. Aufwendungen von rund 20.000 EUR waren für die Instandsetzung erfor-
derlich. 
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung der neuen Eigentümerin, dass es sich dabei um sofort 
abziehbaren Erhaltungsaufwand handelt, denn die Schäden waren im Zeitpunkt der Anschaffung nicht 



 
vorhanden. Es waren auch keine nach dem Erwerb auftretenden altersüblichen Mängel und Defekte, 
die anschaffungsnahe Herstellungskosten sind. 

Gescheiterte Vermögensübergabe gegen Versorgungsleistungen wegen fortbestehender 
Geschäftsführerstellung 
Eine Vermögensübergabe gegen Versorgungsleistungen, die beim Übernehmer als Sonderausgaben 
abgezogen werden können, ist auch im Hinblick auf eine GmbH-Beteiligung möglich. Dazu muss der 
Übergeber einen mindestens 50 %igen Anteil an einer GmbH auf den Übernehmer übertragen. Wei-
terhin muss der Übergeber als Geschäftsführer tätig gewesen sein und der Übernehmer muss diese 
Tätigkeit nach der Übertragung übernehmen. 
„Übernehmen“ bedeutet, dass der Übergeber seine Geschäftsführerstellung aufgeben muss. Das hat 
der Bundesfinanzhof im Fall eines Vaters entschieden, der seine 100 %-ige GmbH-Beteiligung gegen 
Zahlung einer lebenslangen Versorgungsrente auf seinen Sohn übertrug, aber neben seinem Sohn 
weiterer Geschäftsführer der GmbH blieb. Der Sohn konnte daher seine Rentenzahlungen an seinen 
Vater nicht als Sonderausgaben geltend machen. 

Lohn und Gehalt 
Ehrenamtliche Tätigkeiten nicht sozialversicherungspflichtig 
Ehrenamtliche Tätigkeiten sind auch dann nicht sozialversicherungspflichtig, wenn die betreffenden 
Personen neben Repräsentations- auch Verwaltungsaufgaben wahrnehmen und an sie angemessene 
pauschale Aufwandsentschädigungen gezahlt werden. 
Im entschiedenen Fall verfügte eine Kreishandwerkerschaft über eine Geschäftsstelle mit Angestellten 
und einem hauptamtlichen Geschäftsführer. Der Kreishandwerksmeister, Vorstand der Kreishandwer-
kerschaft, war ehrenamtlich tätig, erhielt aber regelmäßig pauschale Aufwandsentschädigungen. Die 
Deutsche Rentenversicherung Bund sah ihn als einen geringfügig Beschäftigten an und verlangte 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung nach. 
Zu Unrecht, wie das Bundessozialgericht entschied. Ehrenamtliche Tätigkeiten seien grundsätzlich 
ideeller Natur und nicht auf Erwerb ausgerichtet. Die Gewährung angemessener Aufwandsentschädi-
gungen ändere daran nichts. 

 


